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Zerstörung, der Verschleiß der Produktivkräfte durch 
Weltkrieg und Bürgerkrieg (die negative Reproduk­
tion), die faktische Reagrarisierung der Volkswirt­
schaft, die mangelnde Industrieerfahrung einer jun­
gen und zahlenmäßig kleinen Arbeiterklasse ließen 
die A nicht zu. Der nächste Versuch war die Triade aus 
Betriebsdirektor, Parteisekretär und Gewerkschafts­
sekretär, die als Troika die Betriebe verantwortlich 
leiten sollten. In der STAuN-Ära wurde dieser Versuch 
1929 eingestellt und durch die Alleinverantwortung 
des Direktors ersetzt, der jedoch vom Betriebspartei­
sekretär (nicht von der Parteizelle) kontrolliert wurde. 

Neue Aspekte ergaben sich erst nach der Verselbstän­
digung der jugoslawischen Kommunisten, die nach 
dem Bannfluch des Kominform 1948 einen eigenen, 
demokratischeren Weg des Kommunismus suchten. 
Schon 1950 wurde eine A eingeführt zusammen mit 
Dezentralisierung der Planung, Föderalisierung der 
Wirtschaftspolitik, wirtschaftlicher Rechnungsfüh­
rung. Wichtigste Bestimmungen waren: Der Direktor 
wird von den Beschäftigten gewählt. Er kann abbe­
rufen werden. Die Beschäftigten bestimmen nach der 
Abschlußrechnung in einer Betriebs- oder Vertreter­
versammlung über die »Verteilung des dem Unter­
nehmen bzw. dem Arbeitskollektiv zur Verfügung 
stehenden Teils der Akkumulation« (TITO 1950, 17), 
und zwar nach Abführung aller Pflichtabgaben. Tat­
sächlich waren aus berechtigter Vorsicht zahlreiche 
Restriktionen vorgegeben, um einer Ausschlachtung 
oder Auszehrung des Betriebskapitals vorzubeugen. 
Die Beschäftigten entscheiden ferner über Investitio­
nen und Produktionsplanung. 

TITO sah in der A eine doppelte Erziehungsaufgabe: 
Die aus dem Dorf kommenden neuen Industriearbei­
ter sollten das Wesen der Industriearbeit und die kol­
lektive Verantwortung für deren Ergebnisse verstehen 
lernen und sich zugleich in der Leitung ihrer Unter­
nehmen üben. Damit sollte verhindert werden, daß 
sich die » Infektionskrankheit des Bürokratismus in 
der Wirtschaft breitmacht« (ebd., 14). Die vom Arbei­
terrat eines Unternehmens erlassenen Vorschriften 
unterliegen der Genehmigung höherer Wirtschafts­
organe. 

Nach dem polnischen Oktober 1956 machte die Re­
gierung den Werktätigen das Zugeständnis einer drei­
teiligen Betriebsleitung aus Direktion, Parteiorganisa­
tion und Gewerkschaftsleitung im Betrieb. Diese In­
stitution geriet mit dem Pendelrückschlag ab etwa 
1958 zunehmend in Vergessenheit. Während der kur­
zen Reformperiode in der CSSR 1968 wurde gleich­
falls begonnen, die A einzuführen. GORBATSCHOW 
nahm sie erneut auf. Er forderte, »allseitige Demokra­
tisierung der Leitungstätigkeit zu verwirklichen, die 

488 

Rolle der Arbeitskollektive in dieser Beziehung zu 
verstärken, der Kontrolle von unten, der Rechen­
schaftspflichtigkeit und der Publizität in der Tätig­
keit von Wirtschafts organen größeren Nachdruck zu 
verleihen« (1986, 50). Perspektivisch sprach Gorba­
tschow mit LENIN vom »Übergang 'zu einer wirk­
lichen Selbstverwaltung des Volkes' (LW 26, 98)« 
(1987; vgl. Haug 1989, 187-233). 

Folgende Probleme wurden in Jugoslawien erkennbar: 
1 .  Fehlende Industrieerfahrung, worauf schon LENIN 
hinwies (Rede zum Jahrestag der Revolution, 6. No­
vember [1918], LW 28, 132). 2. Langfristig müssen auf­
geklärte Werktätige an der Erhaltung und Erneue­
rung ihres Betriebes interessiert sein, ebenso an der 
Modernisierung der technischen und kulturellen In­
frastruktur ihrer Gesellschaft. Kurzfristig haben sie 
jedoch große unbefriedigte Bedürfnisse, weshalb 
ihnen an maximaler Entlohnung und Gewinnaus­
schüttung, kaum an langfristigen Investitionen gele­
gen ist. Je niedriger der Lebensstandard und der Sätti­
gungsgrad der Bedürfnisse, um so härter der Interessen­
gegensatz. Wegen dieser nicht-antagonistischen Inter­
essengegensätze sind Auflagen für Steuern und Ab­
gaben und Rücklagen zur Kapitalbildung unerläß­
lich, um deren Priorität gerungen wurde. 3. Ein weite­
rer Gegensatz besteht zwischen zentraler Planung 
und Staatsregierung einerseits und den Betrieben an­
dererseits. Plan und Zentrale brauchen hohe Abgaben 
und wünschen eine neue lokale Kontrolle der Be­
triebsleitungen von unten anstelle der abgeschwäch­
ten zentralen Kontrolle, um Eigenmächtigkeiten der 
Direktoren zu begrenzen. Es ist denkbar, daß sich 
Management und Beschäftigte gegen die Zentrale ver­
bünden. Ein derartiger BetriebseӤoismus ist nützlich, 
aber nur in gewissen Grenzen. Ubergeordnete Inter­
essen mußten durch Erziehungsarbeit einer politisch 
führenden Partei durchgesetzt werden. 4. Einzelne 
Unternehmen können ihre Monopolstellung oder 
andere günstige Bedingungen zu Sonderprofiten nüt­
zen, ohne Allgemeininteressen zu berücksichtigen. 
Das würde z.B. regionale Ungleichgewichte verstär­
ken. Dagegen liegt es im Staats- und Gesellschafts­
interesse, zurückgebliebene Regionen aufholen zu 
lassen. 5.  Anfängliche Kapitalbildung und Erstaus­
stattung sind für die Beschäftigten fast unmöglich 
oder gehen sehr langsam vonstatten. Wird primäre 
Kapitalakkumulation zu stark forciert oder erzwun­
gen, ist das Ergebnis Entfremdung, womit dem Vor­
teil der A - Identifikation der Werktätigen mit ihrem 
Unternehmen - entgegengewirkt wird. 

Einige dieser Probleme wurden in China durch die 
Volkskommunen gelöst, so das Problem der primä­
ren Akkumulation, allerdings zum Preis einer teuren 
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Arbeiterstaat, 
Arbeiter- und Bauernstaat 
A: daula li'l-Cumäl, wa'l-fal.äl}In. 
E: workers' (and peasants') state. 
F: Etat ouvrier (et paysan). 
R: raboce-krest'janskoe gosudarstvo. 
S: estado obrero (y campesino). 
C: gongnong guojia I ;{!(.  00 '* 

1 .  In der marxistischen Diskussion bis zur Oktober­
revolution wird der Ausdruck AS gelegentlich als Sy­
nonym für den Begriff der »Diktatur des 
verwendet, mit dem MARX und ENGELS die Politik des 
Übergangs zur kommunistischen Gesellschaft fassen 
(vgl. Manifost, MEW 4, 473f, 481; Gotha, MEW 19, 
I1ff, 28). Aus den Erfahrungen der Kommune ent­
werfen sie in Umrissen eine konkrete Politologie des 
Staates nach der Machteroberung des Proletariats, der 
v.a. durch Dezentralisierung, Auflösung der besonde­
ren Repressionsorgane, den dienenden Charakter der 
Verwaltung und Formen der direkten Demokratie ge­
kennzeichnet ist. Der Ausdruck wird aber in 
diesem Zusammenhang nicht oder eher distanzierend 
benutzt (vgl. MEW 18, 635). 

Das Proletariat kann die bürgerliche Staatsmaschi­
nerie nicht übernehmen, sondern muß an ihre Stelle 
einen neuen Staat setzen (vgl. MEW 7, 511ff; 18. B; 
Bürgerkrieg, MEW 17, 336, 342; MEW 18, 597ff; MEW 
22, 197, 225ff), der eigentlich ein Unstaat ist, seine N e­
gation: Indem es die Grundlagen seiner Ausbeutung 
abschafft, sich damit sukzessive als Klasse aufhebt, 
verschwindet die Notwendigkeit einer besonderen 
staatlichen Organisation; der Staat fungiert als »revo­
lutionäre und vorübergehende Form« (MARX, MEW 
18, 300). Sofern er das »als herrschende Klasse organi­
sierte Proletariat« ist (Manifost, MEW 4, 481), soll der 
Staat kein Organ sein, das im Namen der Arbeiter­
klasse und für diese handelt, sondern gleichbedeutend 
mit der Selbstregierung der Arbeiter. Sie sind soziale 
Basis und politisch Handelnde zugleich. Laut ENGELS 
soll er kein Klassenstaat mehr sein, sondern als erster 
Staat in der Geschichte »Repräsentant der ganzen Ge­
sellschaft« (AD, MEW 20, 262). 

In diese Konzeption gehen bestimmte Vorausset­
zungen ein. Für MARX und ENGELS stellt die Arbeiter­
klasse die große Mehrheit der Bevölkerung dar (etwa 
dem vergleichbar, was heute »Unselbständige« ge­
nannt wird); alle Zwischenklassen gehen nach ihrer 
Vorstellung tendenziell im Proletariat auf (vgl. z.B. 
Manifost, MEW 4, 472; MEW 22, 209). So bedeutet 
in ihrem Verständnis der AS - der zum ersten Mal 
die Herrschaft nicht einer Minorität, sondern der 
Mehrheit wäre - ein Höchstmaß an Demokratie (vgl. 
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MEW 22, 5 13; Bürgerkrieg, MEW 17, 615ft). Gleich­
zeitig steht die Rede von der »bürgerlichen Klassen­
diktatur« in Zusammenhang mit einer Situation, in 
der ein allgemeines Wahlrecht und die moderne Mas­
sendemokratie noch nicht allgemein durchgesetzt 
sind (Engels wird unter dem Eindruck der Wahlerfol­
ge der SPD später andere politische Perspektiven for­
mulieren; vgl. MEW 22, 5 13). 

Doch bleibt ihre Konzeption auch unter diesen Vor­
aussetzungen problematisch. Zunächst auf der Ebene 
der Begriffe: Was mit »Diktatur« bezeichnet wird 
(Durchsetzung des Mehrheitswillens gegen eine bis­
her herrschende Minderheit), » ist vielmehr der kon­
sequente Sinn von 'Demokratie'« (HAUG 1985, 101). 
Was »Arbeiterstaat« heißen wird, ist weder Staat im ei­
gentlichen Sinne, noch reduziert es sich auf die beson­
dere politische Organisation einer Klasse (nicht von 
ungefähr schlägt ENGELS in einem Brief an Bebel vor, 
Staat durch » Gemeinwesen« zu ersetzen; MEW 19, 6f). 
Offen bleibt weiter, wie der AS entstehen kann, wie 
sich die Arbeiterklasse als herrschende und führende 
Klasse etablieren kann, in welchen Formen sich ihre 
Hegemonie verwirklicht, über welche Entwicklungs­
stufen sich das Absterben des Staates vollziehen kann. 
Schließlich bleibt festzuhalten, daß diese Unklarhei­
ten bei gleichzeitigem Festhalten an den Begriffen mit 
schmerzlichen Erfahrungen bezahlt werden mußten. 

2. Vor dem Hintergrund der Oktoberrevolution grei­
fen v.a. LENIN und TROTZKI (1920) auf diese Konzep­
tion zurück, um sich gegen die Angriffe zu verteidi­
gen, die v.a. KAUTSKY (1919) seitens der deutschen So­
zialdemokratie vorträgt. LENIN nimmt die Perspekti­
ve vom Absterben des Staates auf (SR, LW 25, 393f; 28, 
94ff, 397ft); er betont die Unvereinbarkeit von Mar­
xismus und Etatismus und die Notwendigkeit der re­
volutionären Gewalt in Form der bewaffneten Arbei­
ter, um die demokratischen Züge der Kommunever­
fassung auf die russische Situation zu übertragen (SR, 
LW 25, 407ff, 430ff, u.ö.). Doch bereits mit den ersten 
Maßnahmen des Sowjetstaates nimmt das Festhalten 
an dieser Position legitimatorischen Charakter an: 
Entmachtung der Fabrikkomitees, Auflösung der 
nichtbolschewistischen Parteien, Unterdrückung von 
Strömungen innerhalb der bolschewistischen Partei, 
Auflösung (auch mit Gewalt) von Sowjets, in denen 
sich die Bolschewiki nicht durchsetzen konnten. 
Diese situationsbedingten Maßnahmen stehen im of­
fenen Gegensatz zu der Konzeption vom AS, die dann 
im Zuge der Verschmelzung von Staat und Partei zur 
reinen Herrschaftsideologie einer »Nomenklatura« 
verkommen wird. 
. Dagegen verteidigt Rosa LUXEMBURG in Auseinan­

dersetzung sowohl mit dem Revisionismus wie mit 
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der Politik der Bolschewiki den Kern der Konzeption 
von MARX und ENGELS: An die Stelle der bürgerlichen 
Demokratie müsse das Proletariat die sozialistische 
setzen; die Diktatur sei nicht Abschaffung jeglicher 
Demokratie, sondern die »Aufhebung« ihrer bisheri­
gen Formen � also auch der bürgerlichen - in einer 
höher entwickelten Form, beginnend » mit dem Mo­
ment der Machteroberung« (Zur russischen Revolu· 
tion, GW 4, 363). Ihre Intervention bekämpft also 
zum einen mit dem Anknüpfen an Marx/Engels den 
Etatismus sozialdemokratischer Prägung zugleich 
mit dem Zentralismus der Bolschewiki; zum anderen 
versucht sie, deren Konzeption unter den Bedingun­
gen der westlichen, parlamentarischen Demokratie 
zu denken (vgl. ihre berühmte Polemik zur Rolle der 
Konstituierenden Versammlung und zur Teilnahme 
an Wahlen; ebd., 353-65). Dabei hält LUXEMBURG 
gegenüber den Positionen der »reinen Demokratie«, 
des >Nolksstaates« und des » freien Staates« an der Ana­
lyse der bürgerlich-parlamentarischen Demokratie 
als Klassendiktatur der Bourgeoisie und an der Not­
wendigkeit der proletarischen Machteroberung fest, 
ohne dies in einer schlüssigen Konzeption zusammen­
zubringen (vgl. GW 1.1, 23M, 422ff u.ö.; GW 2, 8f, 
49ff; GW 4, 341). 

LENIN entwickelt in seinen letzten Lebensjahren 
einen Be1?riff des ABS, der den veränderten Bedingun­
gen des Ubergangs Rechnung tragen soll. »Wir haben 
in Wirklichkeit nicht einen AS, sondern einen 
Arbeiter- und Bauernstaat« , betont er in der Gewerk­
schaftsdebatte gegen die Arbeiteropposition (KOL­
LONTAI) und TROTZKI, die die traditionelle Konzep­
tion des AS auf die SU zu übertragen suchen. »Aber 
nicht genug damit. Aus unserem Parteiprogramm [ . . .  ] 
ist bereits ersichtlich, daß unser Staat ein AS mit büro­
kratischen Auswüchsen ist. [ . . .  ] Da haben Sie die Rea­
lität des Übergangs« (LW 32, 6f; vgl. LW 3 1, 416, 418; 
LW 32, 39ff). Mit dieser Intervention versucht LENIN, 
das Ruder noch einmal herumzuwerfen. Vor dem 
Hintergrund der Situation nach sieben Jahren Krieg 
und Bürgerkrieg betrachtet er die Diktatur des Prole­
tariats als eine historisch notwendige Epoche, die 
»einen ganzen Haufen neuer Übergangsperioden« , 
»Übergangsperioden in der Übergangsperiode« (LW 
32, 15f) enthält - ein Eingeständnis der Fehler und 
eine Selbstkritik an Positionen, die an der sowjeti­
schen Realität gescheitert sind. Lenin versucht, den 
Übergang zum Sozialismus in einem Land zu denken, . 
in dem das Proletariat eine Minderheit ist. Weit ent­
fernt, mit der Bezeichnung ABS eine umfassende 
Konzeption zu beanspruchen (wie es in den »Volksde­
mokratien« geschehen sollte), betont er den Ausnah­
mefall, der nicht für die entwickelten kapitalistischen 
Länder zutrifft (vgl. LW 32, 216). 
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3. Ein umfassender Versuch, sich dem Problem des 
proletarischen Staates unter den Bedingungen der 
westlichen industrialisierten Länder zu nähern, wird 
erst wieder von GRAMSCI unternommen. Aus den Er­
fahrungen der Fabrikrätebewegung betont er zu­
nächst die Bedeutung der Räte als » eines neuen, reprä­
sentativen Systems«, » eines neuen Staates, des Arbei­
terstaates« (Die Eroberung des Staates [1919], R, 33). 
Von den hier unübersehbar reduktionistischen Posi­
tionen, die den AS nach dem Modell »eines großen 
metallverarbeitenden Betriebs organisiert« denken 
(Der Fabrikrat [1920], R, 67), löst sich Gramsci mit 
den Ge/ängnisheften. Begriffe wie »AS« und »Diktatur 
des Proletariats« werden definitiv überwunden und 
mit ihnen eine Konzeption der Machteroberung in 
Begriffen des Bewegungskrieges ebenso wie eine der 
Machtausübung, die nur als politische Herrschaft der 
Arbeiterklasse verstanden wurde. 

4. TROTZKI entwickelt v.a. in den 1930er Jahren einen 
Begriff des bürokratisch » entarteten AS« (1938, 34), 
mit dem er die soziale und politische Entwicklung der 
SU zu analysieren sucht: » aus einem Werkzeug der 
Arbeiterklasse ist er zum Werkzeug bürokratischer 
Gewalt über die Arbeiterklasse [ . . .  ] geworden« (ebd., 
33f). Die neue herrschende Schicht kann sich jedoch 
auf keine eigene soziale Basis stützen, sondern zehrt 
von den Haupterrungenschaften der proletarischen 
Revolution: dem Staatseigentum an den Produktions­
mitteln, dem Außenhandelsmonopöl und der Plan­
wirtschaft. Trotzki hält es daher für unberechtigt, 
von einer neuen Klassenherrschaft zu sprechen. Ent­
weder stoße die Bürokratie die neuen sozialistischen 
Eigentumsformen um und eröffne den Weg zur kapi­
talistischen Restauration, oder die Bürokratie werde 
vom Proletariat beseitigt und damit der blockierte 
Übergang zum Sozialismus erneut eröffnet. Jeden­
falls könne die Existenz dieses bürokratisierten AS 
nur von kurzer Dauer sein. - Um den Begriff des AS 
aufrechtzuerhalten, muß Trotzki die Fortdauer der 
ökonomischen Herrschaft des Proletariats bei gleich­
zeitigem völligem Ausschluß von der politischen 
Macht konstruieren. Das widerspricht nicht nur der 
MARxschen Position, sondern auch der sozialen Rea­
lität der SU. Dieser Widerspruch führt ihn zur Tren­
nung zwischen der produktiven und der distributiven 
Sphäre und zu der These, die Bürokratie habe nur eine 
distributive, parasitäre Funktion. 

Das von TROTZKI nicht vorhergesehene Überleben 
des »bürokratisierten AS« , die Ausdehnung seines 
internationalen Machtbereiches und die Entstehung 
einer Reihe von vergleichbaren Staaten hat trotzkisti­
sche Theoretiker wie HANSEN, COCHRAN, MANDEL 
bewogen, von »deformierten AS.en« zu sprechen. 
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Diese Analysen stützen sich auf Ansätze TROTZKIS 
(1939, 1290ff; 1940, 263ff), der für die von der Roten 
Armee besetzten Gebiete die Perspektive einer er­
zwungenen Angleichung an die soziale Struktur der 
SU nicht ausschloß, dabei jedoch immer von einer 
staatlichen Eingliederung ausging. Zu den Widersprü­
chen der Trotzkischen Formel kommt ein weiterer: 
Der Begriff »deformierter AS« steht für Staaten, die 
nicht aus einer (proletarischen) Revolution hervorge­
gangen waren, sondern aus der Besetzung durch die 
Rote Armee und der in ihrem Gefolge vollzogenen Än­
derung der Eigentumsverhältnisse bzw. aus dem Sieg 
von nationalrevolutionären/bäuerlichen Befreiungs­
bewegungen. Damit ist der Bezug zu den emanzipa­
torischen Intentionen des Begriffs AS gekappt: Die vor­
geben, in seinem Namen zu handeln, unterdrücken 
nicht nur die eigene Arbeiterklasse, sondern agieren 
auch als ausländische Unterdrücker gegenüber anderen 
Völkern. 

5. Der Ausdruck »ABS« erfuhr mit der Gründung der 
DDR (1949) eine Wiederbelebung. Die Theoretiker 
der SED gingen von der Position aus, die 1976 im Par­
teiprogramm festgehalten wurde: »In Gestalt der DDR 
errichtete und festigte die Arbeiterklasse im Bündnis 
mit den Bauern und den anderen Werktätigen ihre 
politische Herrschaft. Sie schuf den Staat der Arbeiter 
und Bauern als eine Form der Diktatur des Proleta­
riats.« (Zit. n. Schöneburg 1983, 285) Indem sich der 
» sozialistische Staat [ . . .  ] als Hauptinstrument zum 
Aufbau der Grundlagen des Sozialismus« verstand 
(ebd.), wurde die Perspektive der Auflösung des Staa­
tes in der Gesellschaft umgekehrt in die Perspektive 
der » 'Selbstorganisation' des Volkes zum Staat« : Statt 
'abzusterben', sollte der Staat » aus dem Volk selbst 
hervorwachsen [ . . .  ] und insofern beginnen, die kapi­
talistische Entfremdung zwischen Volk und Staat auf­
zuheben« (ebd., 279). Angesichts der sich verschärfen­
den Ausschließung der Bevölkerung von der politi­
schen Macht nahm die Formel vom ABS rein legitima­
torischen Charakter an. 

Bemerkung. - Nicht erst die Umwälzungen von 1989, 
schon die komplexen Verhältnisse der Oktoberrevo­
lution und die Entwicklung der Sowjetunion in den 
ersten Jahren haben das ursprüngliche Konzept des 
AS über den Haufen geworfen und seine Antinomien 
offenbart. Spätere Rettungsversuche sind gescheitert. 
Jeder Versuch, anknüpfend an das MARxsche Ver­
ständnis und den Neuansatz GRAMSCIS das Problem 
des » politischen Übergangs« in die Sprache der heuti­
gen Bedingungen zu übersetzen, wird grundlegend 
neue Konzeptionen entwickeln müssen . 
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MEW 22, 5 13; Bürgerkrieg, MEW 17, 615ft). Gleich­
zeitig steht die Rede von der »bürgerlichen Klassen­
diktatur« in Zusammenhang mit einer Situation, in 
der ein allgemeines Wahlrecht und die moderne Mas­
sendemokratie noch nicht allgemein durchgesetzt 
sind (Engels wird unter dem Eindruck der Wahlerfol­
ge der SPD später andere politische Perspektiven for­
mulieren; vgl. MEW 22, 5 13). 

Doch bleibt ihre Konzeption auch unter diesen Vor­
aussetzungen problematisch. Zunächst auf der Ebene 
der Begriffe: Was mit »Diktatur« bezeichnet wird 
(Durchsetzung des Mehrheitswillens gegen eine bis­
her herrschende Minderheit), » ist vielmehr der kon­
sequente Sinn von 'Demokratie'« (HAUG 1985, 101). 
Was »Arbeiterstaat« heißen wird, ist weder Staat im ei­
gentlichen Sinne, noch reduziert es sich auf die beson­
dere politische Organisation einer Klasse (nicht von 
ungefähr schlägt ENGELS in einem Brief an Bebel vor, 
Staat durch » Gemeinwesen« zu ersetzen; MEW 19, 6f). 
Offen bleibt weiter, wie der AS entstehen kann, wie 
sich die Arbeiterklasse als herrschende und führende 
Klasse etablieren kann, in welchen Formen sich ihre 
Hegemonie verwirklicht, über welche Entwicklungs­
stufen sich das Absterben des Staates vollziehen kann. 
Schließlich bleibt festzuhalten, daß diese Unklarhei­
ten bei gleichzeitigem Festhalten an den Begriffen mit 
schmerzlichen Erfahrungen bezahlt werden mußten. 

2. Vor dem Hintergrund der Oktoberrevolution grei­
fen v.a. LENIN und TROTZKI (1920) auf diese Konzep­
tion zurück, um sich gegen die Angriffe zu verteidi­
gen, die v.a. KAUTSKY (1919) seitens der deutschen So­
zialdemokratie vorträgt. LENIN nimmt die Perspekti­
ve vom Absterben des Staates auf (SR, LW 25, 393f; 28, 
94ff, 397ft); er betont die Unvereinbarkeit von Mar­
xismus und Etatismus und die Notwendigkeit der re­
volutionären Gewalt in Form der bewaffneten Arbei­
ter, um die demokratischen Züge der Kommunever­
fassung auf die russische Situation zu übertragen (SR, 
LW 25, 407ff, 430ff, u.ö.). Doch bereits mit den ersten 
Maßnahmen des Sowjetstaates nimmt das Festhalten 
an dieser Position legitimatorischen Charakter an: 
Entmachtung der Fabrikkomitees, Auflösung der 
nichtbolschewistischen Parteien, Unterdrückung von 
Strömungen innerhalb der bolschewistischen Partei, 
Auflösung (auch mit Gewalt) von Sowjets, in denen 
sich die Bolschewiki nicht durchsetzen konnten. 
Diese situationsbedingten Maßnahmen stehen im of­
fenen Gegensatz zu der Konzeption vom AS, die dann 
im Zuge der Verschmelzung von Staat und Partei zur 
reinen Herrschaftsideologie einer »Nomenklatura« 
verkommen wird. 
. Dagegen verteidigt Rosa LUXEMBURG in Auseinan­

dersetzung sowohl mit dem Revisionismus wie mit 
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der Politik der Bolschewiki den Kern der Konzeption 
von MARX und ENGELS: An die Stelle der bürgerlichen 
Demokratie müsse das Proletariat die sozialistische 
setzen; die Diktatur sei nicht Abschaffung jeglicher 
Demokratie, sondern die »Aufhebung« ihrer bisheri­
gen Formen ~ also auch der bürgerlichen - in einer 
höher entwickelten Form, beginnend » mit dem Mo­
ment der Machteroberung« (Zur russischen Revolu· 
tion, GW 4, 363). Ihre Intervention bekämpft also 
zum einen mit dem Anknüpfen an Marx/Engels den 
Etatismus sozialdemokratischer Prägung zugleich 
mit dem Zentralismus der Bolschewiki; zum anderen 
versucht sie, deren Konzeption unter den Bedingun­
gen der westlichen, parlamentarischen Demokratie 
zu denken (vgl. ihre berühmte Polemik zur Rolle der 
Konstituierenden Versammlung und zur Teilnahme 
an Wahlen; ebd., 353-65). Dabei hält LUXEMBURG 
gegenüber den Positionen der »reinen Demokratie«, 
des >Nolksstaates« und des » freien Staates« an der Ana­
lyse der bürgerlich-parlamentarischen Demokratie 
als Klassendiktatur der Bourgeoisie und an der Not­
wendigkeit der proletarischen Machteroberung fest, 
ohne dies in einer schlüssigen Konzeption zusammen­
zubringen (vgl. GW 1.1, 23M, 422ff u.ö.; GW 2, 8f, 
49ff; GW 4, 341). 

LENIN entwickelt in seinen letzten Lebensjahren 
einen Be1?riff des ABS, der den veränderten Bedingun­
gen des Ubergangs Rechnung tragen soll. »Wir haben 
in Wirklichkeit nicht einen AS, sondern einen 
Arbeiter- und Bauernstaat« , betont er in der Gewerk­
schaftsdebatte gegen die Arbeiteropposition (KOL­
LONTAI) und TROTZKI, die die traditionelle Konzep­
tion des AS auf die SU zu übertragen suchen. »Aber 
nicht genug damit. Aus unserem Parteiprogramm [ . . .  ] 
ist bereits ersichtlich, daß unser Staat ein AS mit büro­
kratischen Auswüchsen ist. [ . . .  ] Da haben Sie die Rea­
lität des Übergangs« (LW 32, 6f; vgl. LW 3 1, 416, 418; 
LW 32, 39ff). Mit dieser Intervention versucht LENIN, 
das Ruder noch einmal herumzuwerfen. Vor dem 
Hintergrund der Situation nach sieben Jahren Krieg 
und Bürgerkrieg betrachtet er die Diktatur des Prole­
tariats als eine historisch notwendige Epoche, die 
»einen ganzen Haufen neuer Übergangsperioden« , 
»Übergangsperioden in der Übergangsperiode« (LW 
32, 15f) enthält - ein Eingeständnis der Fehler und 
eine Selbstkritik an Positionen, die an der sowjeti­
schen Realität gescheitert sind. Lenin versucht, den 
Übergang zum Sozialismus in einem Land zu denken, . 
in dem das Proletariat eine Minderheit ist. Weit ent­
fernt, mit der Bezeichnung ABS eine umfassende 
Konzeption zu beanspruchen (wie es in den »Volksde­
mokratien« geschehen sollte), betont er den Ausnah­
mefall, der nicht für die entwickelten kapitalistischen 
Länder zutrifft (vgl. LW 32, 216). 
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3. Ein umfassender Versuch, sich dem Problem des 
proletarischen Staates unter den Bedingungen der 
westlichen industrialisierten Länder zu nähern, wird 
erst wieder von GRAMSCI unternommen. Aus den Er­
fahrungen der Fabrikrätebewegung betont er zu­
nächst die Bedeutung der Räte als neuen, reprä­
sentativen neuen Staates, des Arbei­

(Die Eroberung des Staates [1919], R, 33).
Von den hier unübersehbar reduktionistischen Posi­
tionen, die den AS nach dem Modell »eines großen
metallverarbeitenden Betriebs denken 
(Der Fabrikrat [1920], R, 67), löst sich Gramsci mit 
den Ge/ängnisheften. Begriffe wie und 
des werden definitiv überwunden und 
mit ihnen eine Konzeption der Machteroberung in 
Begriffen des Bewegungskrieges ebenso wie eine der 
Machtausübung, die nur als politische Herrschaft der 
Arbeiterklasse verstanden wurde. 

4. TROTZKI entwickelt v.a. in den 1930er Jahren einen 
Begriff des bürokratisch (1938, 34), 
mit dem er die soziale und politische Entwicklung der 
SU zu analysieren sucht: einem Werkzeug der 
Arbeiterklasse ist er zum Werkzeug bürokratischer 
Gewalt über die Arbeiterklasse [ . . .  ] (ebd., 
33f). Die neue herrschende Schicht kann sich jedoch 
auf keine eigene soziale Basis stützen, sondern zehrt 
von den Haupterrungenschaften der proletarischen 
Revolution: dem Staatseigentum an den Produktions­
mitteln, dem Außenhandelsmonopöl und der Plan­
wirtschaft. Trotzki hält es daher für unberechtigt, 
von einer neuen Klassenherrschaft zu sprechen. Ent­
weder stoße die Bürokratie die neuen sozialistischen 
Eigentumsformen um und eröffne den Weg zur kapi­
talistischen Restauration, oder die Bürokratie werde 
vom Proletariat beseitigt und damit der blockierte 
Übergang zum Sozialismus erneut eröffnet. Jeden­
falls könne die Existenz dieses bürokratisierten AS 
nur von kurzer Dauer sein. - Um den Begriff des AS 
aufrechtzuerhalten, muß Trotzki die Fortdauer der 
ökonomischen Herrschaft des Proletariats bei gleich­
zeitigem völligem Ausschluß von der politischen 
Macht konstruieren. Das widerspricht nicht nur der 
MARxschen Position, sondern auch der sozialen Rea­
lität der SU. Dieser Widerspruch führt ihn zur Tren­
nung zwischen der produktiven und der distributiven 
Sphäre und zu der These, die Bürokratie habe nur eine 
distributive, parasitäre Funktion. 

Das von TROTZKI nicht vorhergesehene Überleben 
des »bürokratisierten die Ausdehnung seines 
internationalen Machtbereiches und die Entstehung 
einer Reihe von vergleichbaren Staaten hat trotzkisti­
sche Theoretiker wie HANSEN, COCHRAN, MANDEL 
bewogen, von »deformierten zu sprechen. 
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Diese Analysen stützen sich auf Ansätze TROTZKIS 
(1939, 1290ff; 1940, 263ff), der für die von der Roten 
Armee besetzten Gebiete die Perspektive einer er­
zwungenen Angleichung an die soziale Struktur der 
SU nicht ausschloß, dabei jedoch immer von einer 
staatlichen Eingliederung ausging. Zu den Widersprü­
chen der Trotzkischen Formel kommt ein weiterer: 
Der Begriff »deformierter steht für Staaten, die 
nicht aus einer (proletarischen) Revolution hervorge­
gangen waren, sondern aus der Besetzung durch die 
Rote Armee und der in ihrem Gefolge vollzogenen Än­
derung der Eigentumsverhältnisse bzw. aus dem Sieg 
von nationalrevolutionären/bäuerlichen Befreiungs­
bewegungen. Damit ist der Bezug zu den emanzipa­
torischen Intentionen des Begriffs AS gekappt: Die vor­
geben, in seinem Namen zu handeln, unterdrücken 
nicht nur die eigene Arbeiterklasse, sondern agieren 
auch als ausländische Unterdrücker gegenüber anderen 
Völkern. 

5. Der Ausdruck erfuhr mit der Gründung der 
DDR (1949) eine Wiederbelebung. Die Theoretiker 
der SED gingen von der Position aus, die 1976 im Par­
teiprogramm festgehalten wurde: »In Gestalt derDDR 
errichtete und festigte die Arbeiterklasse im Bündnis 
mit den Bauern und den anderen Werktätigen ihre 
politische Herrschaft. Sie schuf den Staat der Arbeiter 
und Bauern als eine Form der Diktatur des Proleta­

(Zit. n. Schöneburg 1983, 285) Indem sich der 
Staat [ . . .  ] als Hauptinstrument zum 

Aufbau der Grundlagen des Sozialismus« verstand 
(ebd.), wurde die Perspektive der Auflösung des Staa­
tes in der Gesellschaft umgekehrt in die Perspektive
der des Volkes zum Statt 
'abzusterben', sollte der Staat dem Volk selbst 
hervorwachsen [ . . .  ] und insofern beginnen, die kapi­
talistische Entfremdung zwischen Volk und Staat auf­

(ebd., 279). Angesichts der sich verschärfen­
den Ausschließung der Bevölkerung von der politi­
schen Macht nahm die Formel vom ABS rein legitima­
torischen Charakter an. 

Bemerkung. - Nicht erst die Umwälzungen von 1989, 
schon die komplexen Verhältnisse der Oktoberrevo­
lution und die Entwicklung der Sowjetunion in den 
ersten Jahren haben das ursprüngliche Konzept des 
AS über den Haufen geworfen und seine Antinomien 
offenbart. Spätere Rettungsversuche sind gescheitert. 
Jeder Versuch, anknüpfend an das MARxsche Ver­
ständnis und den Neuansatz GRAMSCIS das Problem 
des in die Sprache der heuti­
gen Bedingungen zu übersetzen, wird grundlegend 
neue Konzeptionen entwickeln müssen . 
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Arbeitsbeziehungen 
A: Caläqät �inä'1ya. - E: labour relations. 
F: rapports de travail. - R: trudovye otnosenija. 
S: relaciones laborales. - C: loadong guanxi 'Jt i9J � * 

A ist die im deutschsprachigen Raum blasse Bezeich­
nung für 1. einen sozialwissenschaftlichen Begriff, 
2. historisch gewachsene Institutionensysteme der 
Konfliktregelung, 3. (in angelsächsischen Ländern:) 
eine wissenschaftliche Disziplin bzw. ein interdiszi­
plinäres Forschungsfeld. 

1. Allgemein bezeichnet der Begriff A die - nach staat­
lichen und nichtstaatlichen Verfahrensnormen regu­
lierten - wirtschaftlichen Austauschprozesse und so­
zialen Konfliktbeziehungen zwischen den Interessen­
vertretungen von Lohnarbeit und Kapital in einem 
Betrieb, einem Wirtschaftszweig oder einem Land 
sowie die aus den Interaktionen der beteiligten Akteure 
resultierenden Normen, Verträge und Institutionen 
zur Regelung von Arbeitsverhältnissen abhängig Be­
schäftigter. Als Übertragung aus dem Englischen -
labour relations bzw. industrial relations - wurde der 
Begriff »A« bzw. »industrielle Beziehungen« in den 
1960er Jahren in die westdeutsche Industriesozio­
logie eingeführt und später von anderen Disziplinen 
(Rechts- und Politikwissenschaft, Betrieb,swirtschafts­
lehre) übernommen. Versteht man darunter nicht 
schlichtweg die ideologische Verbrämung des Interes­
sengegensatzes zwischen Lohnarbeit und Kapital 
('Sozialpartnerschaft'), sondern die »Institutionali­
sierung des Klassengegensatzes« (GEIGER) im Sinne ge­
regelter Konfliktaustragung, dann war MARX und 
ENGELS die damit bezeichnete Sache noch weitgehend 
unbekannt. 

In der Kapitalismusanalyse von MARX und ENGELS 
finden die den A zugrundeliegenden Zentralinstitu­
tionen - freie Arbeitsmärkte und Fabriksystem - wie 
auch die frühen Selbsthilfeorganisationen der Arbeiter 
(Gewerkschaften) gebührende Aufmerksamkeit, 
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jedoch weniger unter den Gesichtspunkten der kol­
lektiven Regelungen der Verkaufs- und Anwendungs­
bedingungen von Lohnarbeit als unter denen der Aus­
beutung, Entfremdung, Verelendung des Proletariats 
und seiner Empörung gegen die »Despotie des Kapi­
tals«. Als »Totengräber« der Bourgeoisie (MEW 4, 474) 
und nicht als sozialreformerische Kraft haben MARX 
und ENGELS die Arbeiterbewegung gesehen. Tatsäch­
lich aber waren die Klassenkämpfe des Proletariats 
Geburtshelfer eines Systems paritätischer Regelungen 
der A, das sich - zumeist mit staatlicher Beihilfe - in 
allen liberalkapitalistischen Ländern in je spezifischen 
Institutionen herausbildete, beginnend im letzten 
Drittel des 19. Jh. 

2. Die Systeme der A verdanken ihre Entstehung und 
Entwicklung der im kapitalistischen Lohnarbeitsver­
hältnis begründeten Konfliktkonstellation und sozia­
len Dynamik. Die periodischen Interessenkämpfe um 
Lohn- und Arbeitsbedingungen zwischen Arbeits­
kollektiven und Management, zwischen Gewerk­
schaften und Arbeitgeberverbänden erzeugten einen 
Konfliktregelungsbedarf, der bei den lernfähigen Ak­
teuren des Arbeitsmarktes, einschließlich der staat­
lichen Instanzen, Prozesse institutioneller Innova­
tionen auslöste, die sich in relativ dauerhaften Kom­
prornißstrukturen (»geronnenen Interessenkonstel­
lationen«) niederschlugen. Solche in historischen 
Knotenpunkten geschaffenen Regelungssysteme ge­
winnen durch die Institutionalisierung zwar eine rela­
tive Resistenz gegenüber Umweltveränderungen, blei­
ben aber prinzipiell vom Kräfteverhältnis zwischen 
den Akteuren abhängig; relevante Verschiebungen 
führen gewöhnlich auch zu Änderungen im Rege­
lungssystem. 

Der »Sieg des Paritätsgedankens« (NEUMANN) war 
der wichtigste evolutionäre Zugewinn. Mit ihm wur­
den unilaterale durch bilaterale Regelungen ersetzt, 
einseitige Konfliktstrategien durch ein System der 
»joint regulation« (FLANDERS) komplettiert, welches 
den Arbeitskampf zwar nicht obsolet machte, aber 
seine Anwendung reduzierte. Die im Zentrum der A 
stehenden kollektiven Regelungen umfassen substan­
tielle Normen und prozedurale Regeln für Kollektive. 
Sie werden von individuellen oder kollektiven Ak­
teuren im Rahmen von Institutionensystemen (wie 
z.B. Tarifautonomie oder Betriebsverfassung) ver­
tragsförmig generiert. 

Institutionensysteme der genannten Art stecken 
den Rahmen der Auseinandersetzungen zwischen 
Kapital und Arbeit ab; sie legen fest, welche Formen, 
Gegenstände und Akteure zugelassen sind und welche 
Handlungsmöglichkeiten diesen für die Lösung spezi­
fizierter Probleme zur Verfügung stehen. Sie fungieren 
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